
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 3. März 2011 

 
 
 

Mandantenbrief März 2011 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Nachweis von Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastung erleichtert 
 
Lohn und Gehalt 

· Erhebliche Erleichterung bei der Hingabe von Tank- und Geschenkgutscheinen durch 
Urteile des Bundesfinanzhofes 

· Ergänzung von Arbeitsverträgen wegen Arbeitsverhinderungen, z.B. Kindserkrankun-
gen 

· Nichtanwendung des Kündigungsschutzgesetzes auf Kleinbetriebe 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung März 2011 und April 2011 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.3.20111 11.4.20112 
Umsatzsteuer 10.3.20113 11.4.20114 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

10.3.2011 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.3.2011 Entfällt 

Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

14.3.2011 14.4.2011 

7.3.2011 7.4.2011 

Sozialversicherung7 29.3.2011 27.4.2011 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-
lende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzufüh-
ren. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 

2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für das 
vorangegangene Kalendervierteljahr. 

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 
Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen 
worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabe-
termin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.3.2011/21.4.2011) an die je-
weilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

Einkommensteuer 
Nachweis von Krankheitskosten als außergewöhnliche Belastung erleichtert 
Bestimmte krankheitsbedingte Aufwendungen waren bisher nur dann als außergewöhnliche Belastung 
abzugsfähig, wenn die medizinische Indikation vor der Behandlung durch ein amtsärztliches Attest, 
ein vertrauensärztliches Gutachten oder ein Attest eines anderen öffentlich-rechtlichen Trägers nach-
gewiesen wurde. 
Der Bundesfinanzhof sieht diese Vorgaben „als nicht durch das Gesetz gedeckt“ an und hat die freie 
Beweiswürdigung dem Finanzgericht übertragen. Es sei nicht ersichtlich, warum nur ein Amtsarzt oder 
medizinischer Dienst, nicht aber ein anderer Mediziner die erforderliche Sachkunde besitzen soll, 
Maßnahmen für Kranke sachverständig zu beurteilen. 
In den entschiedenen Fällen hatten Eltern außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht, weil in 
einem Fall ein Kind sich auf Anraten der behandelnden Ärzte einer Legasthenietherapie unterzogen 
hatte, im anderen Fall Möbel – wegen der Asthmaerkrankung des Kindes - auszutauschen waren. 

Aufwendungen für krankheitsbedingte Heimunterbringung sind außergewöhnliche Belastung 
Zu den steuerlich nicht abzugsfähigen Kosten der Lebensführung gehören solche für die altersbeding-
te Unterbringung in einem Pflegeheim. Umstritten war bisher, ob eine krankheitsbedingte Unterbrin-
gung in einem Pflegeheim auch dann als außergewöhnliche Belastung anzuerkennen war, wenn kei-
ne ständige Pflegebedürftigkeit bestand und auch kein Schwerbehindertenausweis mit den Merkzei-
chen „Bl“ oder „H“ vorliegt. 
Der Bundesfinanzhof hat nun für Klarheit gesorgt. Aufwendungen für einen krankheitsbedingten 
Aufenthalt in einem Seniorenheim sind auch dann als außergewöhnliche Belastung abzugsfähig, 
wenn die untergebrachte Person nicht pflegebedürftig ist und auch keine zusätzlichen Pflegekosten 
abgerechnet werden. 
Entscheidend war im vorliegenden Fall, dass der behandelnde Arzt bescheinigt hatte, dass der Heim-
aufenthalt infolge einer Erkrankung notwendig war. 
Hinweis: Abzugsfähig sind in solchen Fällen die Miet- und Verpflegungskosten abzüglich einer Haus-
haltsersparnis. 

Lohn und Gehalt 
Tank- und Geschenkgutscheine des Arbeitgebers können steuerbefreiter Sachlohn sein 
Bundesfinanzhof, VI-R-21/09, Pressemitteilung vom 09.02.2011 
Der Bundesfinanzhof hat mit drei Urteilen vom 11. November 2010 (VI R 21/09, VI R 27/09, VI R 
41/10) anlässlich der Frage der einkommensteuerrechtlichen Behandlung von Tankkarten, Tankgut-
scheinen und Geschenkgutscheinen erstmals Grundsätze zu der Unterscheidung von Barlohn und 
einem nach dem EStG bis zur Höhe von monatlich 44 Euro steuerfreiem Sachlohn aufgestellt.  
Die Frage, ob Barlöhne oder Sachbezüge vorliegen, entscheide sich nach dem Rechtsgrund des Zu-
flusses, nämlich auf Grundlage der arbeitsvertraglichen Vereinbarungen danach, welche Leistung der 
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber beanspruchen kann. Die Unterscheidung sei nach der Art des arbeit-
geberseitig zugesagten und daher arbeitnehmerseitig zu beanspruchenden Vorteils selbst und nicht 
durch die Art und Weise der Erfüllung des Anspruchs zu treffen. Könne der Arbeitnehmer lediglich die 
Sache selbst beanspruchen, komme eine Steuerbefreiung für Sachbezüge nach § 8 Abs. 2 Satz 9 
EStG in Betracht. 

Ergänzung von Arbeitsverträgen wegen Arbeitsverhinderungen, z.B. Kindserkrankungen 
Bei neuen Arbeitsverträgen und für bestehende Arbeitsverhältnisse über eine Betriebsvereinbarung 
sollte folgendes einfügt werden: 
 
„Anspruch auf Arbeitsentgelt bei persönlicher Verhinderung im Sinne des § 616 BGB besteht nicht.“ 
 
Damit wird nicht nur die bezahlte Freistellung bei Erkrankung eines Kindes ausgeschlossen (der Ar-
beitnehmer erhält für den Zeitraum von 10 Tagen Kinderkrankengeld, danach ist nur noch unbezahlter 
Urlaub möglich), sondern auch nicht verschiebbare Behördengänge oder wichtige Familienfeiern. 



 
Nichtanwendung des Kündigungsschutzgesetzes auf Kleinbetriebe 
In Betrieben, in denen in der Regel nur zehn oder weniger Arbeitnehmer beschäftigt sind (sog. Klein-
betriebe), besteht kein Kündigungsschutz. 
Ein Unternehmer unterhielt mehrere Kleinbetriebe (einen mit zehn und einen mit sechs Arbeitneh-
mern), die er als organisatorisch selbständig bezeichnete. Ein entlassener Hausmeister und Haus-
techniker machte geltend, solche kleinen Betriebe müssten aus verfassungsrechtlichen Gründen auch 
dann als einheitlicher Betrieb im kündigungsschutzrechtlichen Sinne behandelt werden, wenn sie or-
ganisatorisch selbstständig sind. Mit dieser Argumentation hatte er keinen Erfolg. 
Das Bundesarbeitsgericht entschied vielmehr, auch wenn ein Unternehmer mehrere Kleinbetriebe 
unterhält, werden die Zahlen der dort Beschäftigten nicht automatisch zusammengerechnet, wenn es 
sich tatsächlich um organisatorisch hinreichend verselbstständigte Einheiten und deshalb um selbst-
ständige Betriebe handelt. Ob dies der Fall ist, müsse jeweils nach den Umständen des Einzelfalls 
entschieden werden. 

0,03 %-Zuschlag für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte nur für tatsächlich gefahre-
ne Strecken anzusetzen 
Wird einem Arbeitnehmer ein Dienstwagen unentgeltlich zur Verfügung gestellt, hat er die Privatnut-
zung monatlich mit 1 % des Bruttolistenpreises als Arbeitslohn zu versteuern. Für Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte ist außerdem ein Zuschlag von 0,03 % des Bruttolistenpreises pro Entfer-
nungskilometer pro Monat anzusetzen. 
Der Bundesfinanzhof hatte bereits 2008 die Zuschlagsregelung zugunsten von Arbeitnehmern einge-
schränkt. Der Monatswert von 0,03 % ist danach nur für die tatsächlich mit dem Dienstwagen gefah-
rene Strecke zwischen Wohnung und Arbeitsstätte anzusetzen und auch nur für die Tage, an denen 
der Dienstwagen hierfür genutzt wurde. Der pro Tag und Kilometer anzusetzende Zuschlag beträgt 
1/15 des Monatswerts, also 0,002 %. Diese Entscheidung hat die Finanzverwaltung aufgrund Veran-
lassung des Bundesministeriums der Finanzen nicht angewandt. 
Der Bundesfinanzhof hat seine Entscheidungen nunmehr bestätigt. Die 1 %-Regelung für Arbeitneh-
mer sei analog zu den Regelungen für Gewinneinkünfte anzuwenden. Bei den Gewinneinkünften ge-
be es aber keine Zuschlagsregelung, sondern eine Begrenzung des Betriebsausgabenabzugs. Dem 
Gleichbehandlungsgebot entspreche es deshalb, bei Arbeitnehmern den Werbungskostenabzug zu 
begrenzen. 
Hinweis: Es bleibt abzuwarten, ob das Bundesministerium wieder mit einem Nichtanwendungserlass 
reagiert oder die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs endlich akzeptiert. 


